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Pas die Klage gegen eine Kommanditgesellschaft abwei­
sende Urteil der I. Instans erwächst hinsichtlich des 
geltend gemachten Ansprache nicht in materielle Rechts­
kraft , wenn der Kläger im Berofongsreohtssug die Klage 
auf einen der bisherigen Gesellschafter umstellt, der 
das Unternehmen als Ge samtrecht snaohfolger übernommen 
hat, und das Berufungsgericht diese Klage als unzuläs­
sig abweist.

BGH, Urt. 28. Juni 1971 - III ZR 103/68 - Kammergericht
LG Berlin
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Der III« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 7* Juni 1971 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Hubert Meyer sowie 
der Bundesriohter Dr. Kreft, Dr. Hußla, Gähtgens und 
Dr. Krohn

für Becht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Ur­
teil des 10* Zivilsenats des Kammergerichts 
in Berlin vom 28. März 1968 im Kostenpunkt 
und insoweit aufgehoben, als das Berufungs­
gericht die gegen beide Beklagten als Ge­
samtschuldner gerichtete Klageforderung in 
Höhe von 39*539,50 DM nebst Zinsen und die 
gegen den Beklagten su 1) gerichtete geson­
derte Klageforderung ln Höhe von weiteren 
4*920 DM nebst Zinsen abgewiesen hat*

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache an 
das Berufungsgericht - dem auch die Entschei­
dung über die Kosten des Revisionsreohts- 
zuges übertragen wird - zur weiteren Ver­
handlung und Entscheidung zurüokverwiesen*
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Tatbestand

Die Beklagte zu 2) war im Jahre 1949 Alleininha- 
berln der ErflHBB^pedltlon Georg WflBk. Am 4« Sep­
tember 1949 übertrug sie das Unternehmen an ihren da­
maligen Ehemann, den Kläger. Am 5* Juli 1952 hoben die 
Vertragsparteien den Vertrag vom 4* September 1949 
wieder auf und erklärten u.a., darin einig zu sein,daß 
die Beklagte zu 2) wieder alleinige Inhaberin des Un­
ternehmens sei. Ende des Jahres 1952 wandelte die Be­
klagte zu 2) das Unternehmen in eine Kommanditgesell­
schaft um und trat der Gesellschaft als persönlich 
haftende Gesellschafterin bei. Der Kläger war bis zum 
Dezember I960 im Betrieb als Angestellter tätig. Seit 
Juni 1961 ist die Ehe des Klägers und der Beklagten zu 
2) rechtskräftig geschieden. Für den Fall der rechts­
kräftigen Scheidung hatten die Eheleute am 28. März
1961 einen gerichtlich protokollierten Vergleich ge­
schlossen, der ln Er. 2 lautete:

”Die Parteien sind darüber einig, daß für 
den Pall des Verkaufes der Firma Georg Vfll  
... der verbleibende Beinübersohuß zwischen 
den Parteien je zur Hälfte geteilt werden 
soll. Im übrigen bleiben dem Kläger die ver- 
mögensrechtlichen Auseinandersetzungsansprü- 
che Vorbehalten.”

Der Beklagte zu 1) trat im September 1961 als 
Kommanditist in das Unternehmen ein. Am 12. Oktober
1962 einigte er sich mit der Beklagten zu 2) dahin.
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daß die Gesellschaft aufgelöst werde und das Unter­
nehmen unter Ausschluß der Liquidation mit allen Akti­
ven und Passiven und mit dem Recht auf Fortführung 
der Firma auf ihn übergehe« Er verpflichtete sich,der 
Beklagten zu 2) 3*000 UM zu zahlen und rückständige 
Rentenversicherungsbeiträge in Höhe von 736 DM zu be­
gleichen* Die Beklagte zu 2) erklärte, daß sie den 
Beklagten zu 1) von allen etwaigen Ansprüchen frei­
steile, die der Kläger gegen die Gesellschaft geltend 
mache.

Der Kläger behauptet, der Kommanditgesellschaft 
in den Jahren 1932 bis 1938 erhebliche Geldbeträge 
darlehensweise gegeben zu haben* Er hat im Jahre 
1962 die Kommanditgesellschaft und die Beklagte zu 
2) auf Zahlung eines Teilbetrages von 1*100 DM nebst 
Zinsen verklagt ( 80 123/62 LG Berlin)« Gegenüber 
der Beklagten zu 2) sind seine Ansprüche rechtskräf­
tig abgewiesen* Seine gegen die Kommanditgesellschaft 
gerichtete Klage ist vom Landgericht aus sachlichen 
Gründen abgewiesen worden. Im Berufungsrechtszug hat 
der Kläger insoweit die Verurteilung des jetzigen 
Beklagten zu 1) als Übernehmer des Handelsgeschäfts 
beantragt. Das Berufungsgericht hat hierin eine Kla­
geänderung gesehen und die Klage als unzulässig ab­
gewiesen*

Im vorliegenden Rechtsstreit hat der Kläger die 
gesamtschuldnerische Verurteilung der Beklagten zur 
Zahlung von 36*232,42 DM und die Verurteilung des Be­
klagten zu 1) zu einer weiteren Zahlung von 6*120 DM 
- jeweils mit Zinsen - begehrt und sich hierbei u*a*
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auf eine als "Sohuldanerkenntnis” bezeichnet*9 mit den 
Firmenstempel der Kommanditgesellschaft und der Un­
terschrift " K ü f P B ” versehene Urkunde berufen, die 
das Datum des 28. Dezember 1956 trägt und folgender- 
maßen lautet:

»Betr.: Gesohäftseinlagen.
Für Fahrzeuganschaffungen etc. hat die Fir­
ma Georg m n  KG von Herrn Arnold K Ü J B H  
bis zum heutigen Tage private Darlehen in 
einer Gesamthöhe von

leihweise erhalten« Hach entsprechender Kün­
digung verpflichten wir uns, diesen Betrag, 
ln angemessenen Raten, bei einem Zinssatz 
von 4 % 9 vom 1.1.37 an gerechnet, zurückzu- 
zahlen. *

Die Beklagten haben die Sohtheit der Urkunde und 
den Empfang von Darlehen aus Eigenmitteln des Klägers 
bestritten und im übrigen den Standpunkt vertreten, 
daß’ der im Eherechtsstreit geschlossene Vergleich al­
le etwaigen Darlehensansprttohe des Klägers gegen die 
Gesellschaft, ihre persönlich haftende Gesellschafte­
rin und den Erwerber des Handelsgeschäfts erledigt ha­
be. Landgericht und Kammergericht haben die Klage ab­
gewiesen.

Mit der Revision verfolgt der Kläger seine An­
sprüche gegen die Beklagten als Gesamtschuldner in 
Höhe eines Betrages von 39.339,3° DM und gegen den
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Beklagten zu 1) in Höhe eines weiteren Betrages von 
4.920 DM - jeweils nebst Zinsen - weiter. Die Beklag­
ten bitten, das Rechtsmittel zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe:

I.
Das Berufungsgericht hält das Schuldanerkenntnis 

vom 28. Dezember 1956 für echt und mißt ihm die recht­
liche Bedeutung eines bestätigenden Anerkenntnisses 
über ein Vereinbarungsdarlehen bei. Es hält die Kla­
ge sowohl im Umfang des Schuldanerkenntnisses als 
auch hinsichtlich der weiter geltend gemachten Darle­
hensforderungen für unbegründet, da der Kläger sich 
in dem Vergleich vom 28. März 1961 aller etwaigen For­
derungen gegen die Beklagte zu 2) und die Kommandit­
gesellschaft begeben habe. Hierzu führt es aus: Im 
März 1961 sei die wirtschaftliche Lage der Kommandit­
gesellschaft so ungünstig gewesen, daß der Kläger 
nicht habe hoffen dürfen, etwaige Forderungen gegen 
das Unternehmen durchsetzen zu können. Da beide Ehe­
leute ihre Arbeitskraft für das Unternehmen einge­
setzt und die zur Verfügung stehenden Geldmittel in 
großem Maße für betriebliche Zwecke verwendet hätten, 
habe es angemessen erscheinen müssen, die erlittenen 
Einbußen auf beide gleichmäßig zu verteilen. Der im 
Eherechtsstreit geschlossene Vergleich sei bei dieser 
Sachlage dahin auszulegen, daß der Kläger sich mit



der Hälfte dessen habe begnügen sollen, was bei ei­
nem Verkauf des Unternehmens als Erlös übrig bleiben 
werde. Der erkennbare Sinn und Zweck des Vergleichs, 
alle etwaigen Ansprüche des Klägers gegen die Beklag­
te zu 2) als persönlich haftende Gesellschafterin der 
Kommanditgesellschaft endgültig zu regeln, erlaube 
bei Berücksichtigung der Grundsätze von Treu und Glau­
ben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte die weitere 
Auslegung, daß mit der Auszahlung des hälftigen Ver­
kaufserlöses auch die Forderungen des Klägers gegen 
das Unternehmen selbst ausgeglichen sein sollten. Venn 
der Kläger zu der Zeit, als die Verkaufsverhandlun­
gen schwebten, die Jetzt geltend gemachten Ansprüche 
hätte aufrecht erhalten wollen, wäre es nicht möglich 
gewesen, einen Käufer zu finden, der bereit gewesen 
wäre, auch diese Verbindlichkeiten zu übernehmen. Daß 
der Kläger selbst davon ausgegangen sei, mit dem Ab­
schluß des Vergleichs in der Ehesache seine Forderun­
gen sowohl gegen die Beklagte zu 2) als auch gegen 
das Unternehmen endgültig geregelt zu haben,lasse sich 
schließlich auch daraus entnehmen, daß er das Schuld­
anerkenntnis vom 28. Dezember 1956 nach seinen Anga­
ben so wenig sorgfältig aufbewahrt habe, daß er es erst 
im Laufe des Rechtsstreits rein zufällig wieder ent­
deckt habe. In der Regel bewahre ein Gläubiger eine 
so wichtige Urkunde so sorgfältig auf, daß sie ihm im 
Bedarfsfälle Jederzeit zur Verfügung stehe. Erstrecke 
sich danach der Vergleich auch auf die etwaigen Darle­
hensforderungen des Klägers gegen das Unternehmen, so 
fehle es an einer Verbindlichkeit der Kommanditgesell­
schaft, die auf den Beklagten zu 1) habe übergehen 
können.
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Die Revision macht u.a. geltend, daß diese Aus­
legung des Vergleichs auf einer Verletzung Verfahrens 
rechtlicher Normen beruhe. Hiermit hat sie Erfolg.

1. Bei dem Vergleich vom 28. März 1961 handelt es 
sich um einen in einem anderen Verfahren geschlosse­
nen Prozeßvergleich. Ob ein derartiger Vergleich in 
der Revisionsinstanz nur in beschränktem Umfang nach­
prüfbar ist oder als Prozeßhandlung der freien Nach­
prüfung durch das Revisionsgericht unterliegt,wird in 
der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs nicht ein­
heitlich beantwortet. Der VII. und der VIII. Zivilse­
nat vertreten in Fortführung der Rechtsprechung des 
Reichsgerichts (vgl. RGZ 154» 319» 320) die Auffassung, 
daß die tatrichterliche Auslegung eines Prozeßver­
gleichs vom Revisionsgericht nur darauf überprüft wer­
den kann, ob sie gesetzliche Auslegungsregeln, Denk­
gesetze, Erfahrungssätze oder Verfahrensvorschriften 
verletzt, soweit es sich darum handelt, welche sach­
lich-rechtlichen Ansprüche und Streitpunkte durch ei­
nen Prozeßvergleich erledigt worden sind (BGH LM 
§ 133 (D) BGB Nr. 4; BGH WM 1964, 1239; Urteil vom 8. 
Juni 1964 - VIII ZR 235/62 S. 10). Demgegenüber hat 
der erkennende Senat in den Urteilen vom 26. Mai 1955 
(III ZR 199/54) und vom 5. Oktober 1959 (HI ZR 111/
38 - insoweit in IM § 118 a ZPO Nr. 1 nicht abgedruckt) 
den Standpunkt eingenommen, die Ermittlung des Sinnes 
eines prozessualen Vergleichs stelle eine dem Revisi- 
onsgerieht voll zugängliche Rechtsfrage dar. Der vor­
liegende Fall gibt keine Veranlassung zu prüfen,ob an 
der bisherigen Auffassung des erkennenden Senats
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festzuhalten ist, da die Revision zu Recht geltend 
macht, daß das Berufungsgericht seine Aufklärungs— 
Pflicht (§ 139 ZPO) verletzt und wesentliche Tatumstän­
de unberücksichtigt gelassen hat (§ 286 ZPO).

2. Hinsichtlich der Wirkung des Vergleichs auf An­
sprüche des Klägers gegen die Beklagte zu 2) als per­
sönlich haftende Gesellschafterin der Kommanditge­
sellschaft gilt folgendes:

a) Wie das Berufungsgericht nicht verkennt, ent­
hält der Wortlaut des Vergleichs keinen ausdrückli­
chen Hinweis darauf, daß in Nr. 2 der Vereinbarung 
auch etwaige Darlehensansprüche des Klägers gegen die 
Beklagte zu 2) in ihrer Eigenschaft als persönlich 
haftende Gesellschafterin der Kommanditgesellschaft 
(§§ 128, 161 Abs. 2 HGB) abschließend geregelt wer­
den sollten. Die Nichterwähnung dieser Ansprüche und 
von Begriffen wie "Erlaß" oder "Verzicht" steht ande­
rerseits dem vom Berufungsgericht gewonnenen Ausle­
gungsergebnis nicht schlechthin entgegen, da der Ver­
gleich für den Fall eines Verkaufs des Unternehmens 
eine ausdrückliche Regelung trifft, die wegen des 
Hinweises auf den zu teilenden "Reinerlös" vom Erklä- 
rungsInhalt her auch die Darlehensansprüche des Klä­
gers gegen die Beklagte zu 2) in ihrer Eigenschaft 
als Gesellschafterin einbeziehen kann. Es kommt un­
ter diesen Umständen darauf an, ob die Vergleichspar­
teien den Willen hatten, den Kläger wegen seiner be­
haupteten Darlehensansprüche auf die Hälfte dessen zu
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verweisen, was bei einem Verkauf des Unternehmens als 
Erlös übrig bleiben würde. Das Berufungsgericht ent­
nimmt einen solchen Willen den Umständen, unter denen 
es zum Vergleichsschluß kam. Es sieht hierbei als we­
sentlich an, daß das Unternehmen sich in größter fi­
nanzieller Bedrängnis befunden habe, und schließt hier­
aus, daß der Kläger - auch nach seinem Verhalten im 
Eheprozeß - damals seine Forderungen gegen die Gesell­
schaft als nicht durchsetzbar und deshalb als wertlos 
erachtet habe. Die dieser Schlußfolgerung auf den Wil­
len des Klägers zugrunde liegenden tatsächlichen Fest­
stellungen sind unter Verletzung des § 139 ZPO getrof­
fen worden; sie beruhen im übrigen darauf, daß das Be­
rufungsgericht wesentliche, für die Ermittlung des 
Willens der Vergleichsparteien bedeutsame Umstände 
außer acht gelassen hat (§ 286 ZPO).

Der Kläger hatte bei sorgfältiger Prozeßführung 
nur dann Veranlassung, sich zu den Vorgängen, die 
zum Abschluß des Vergleichs führten, vollständig zu 
erklären, wenn die damalige Prozeßlage Anhaltspunk­
te dafür bot, daß diese Tatsachen "erheblich" sein 
konnten (§ 139 Satz 1 ZPO). In der Berufungsinstanz 
bestand eine solche Sachlage nicht. Das Landgericht 
hatte die Abweisung der Klage nicht mit einem ver­
gleichsweisen Verzicht bzw. Erlaß der erhobenen An­
sprüche begründet. In ihren Erwiderungen auf die 
Berufung des Klägers hatten auch die Beklagten kei­
nen Anlaß gesehen, die im ersten Rechtszug in ihren 
Schriftsätzen behandelte Frage der Reichweite des 
Vergleichs neuerdings zu erörtern. Für das Berufungs-
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gericht war daher erkennbar, daß die Parteien dem im 
Scheidungsrechtsstreit geschlossenen Vergleich in die­
sem Prozeßstadium keine erhebliche Bedeutung beimaßen. 
Bei dieser Sachlage war es die Pflicht des Berufungs­
gerichts, den Kläger auf die ihm möglicherweise un­
günstige Wirkung des Vergleichs hinzuweisen und ihm 
Gelegenheit zu geben, sich zu den für die Auslegung we­
sentlichen Tatsachen zu erklären und die erforderlichen 
Beweisanträge zu stellen (vgl. BGH IN § 139 ZPO Hr. 3). 
Hierzu bestand um so mehr Veranlassung, als die ver­
gleichsweise Abgeltung der von dem Kläger geltend ge­
machten Ansprüche von den Beklagten substantiiert zu 
behaupten und gegebenenfalls zu beweisen war. Für die 
Revisionsinstanz ist nach dem Vortrag der Revisionsbe-*- 
gründung davon auszugehen, daß der Kläger bei einem 
entsprechenden Hinweis auf die vom Berufungsgericht 
vertretene Rechtsauffassung erhebliche Behauptungen 
hätte auf stellen können und wollen, die geeignet ge­
wesen wären, Aufschluß über den wirklichen Willen der 
Vergleichsparteien zu geben. Dies gilt vor allem für 
die Frage, ob das Unternehmen sich im Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses nin größter finanzieller Bedrängnis11 
befand. Bas Berufungsgericht stellt hierbei auf die 
wirtschaftliche Lage des Unternehmens im Jahre 1937 
ab und schließt aus dem Inhalt des im Jahre 1962 zwi­
schen den Beklagten geschlossenen Obemahmevertrages, 
daß sich der wirtschaftliche Zustand der Gesellschaft 
bis dahin nicht wesentlich geändert habe. Wie der 
Kläger mit der Revision vorbringt, hätte er bei ent­
sprechender richterlicher Aufklärung im einzelnen 
behauptet und unter Beweis gestellt, daß die Beklag­
te zu 2) mit namentlich bekannten Interessenten Ver-



-  12 -

kaufsverhandlungen geführt hatte, bei denen ihr Ver­
kaufspreise von 125.000 bzw. 141.000 DM geboten wor­
den waren. Selbst wenn davon ausgegangen wird, daß sich 
diese Erlöse bei Übernahme der bestehenden - auch der 
hier streitigen - Verbindlichkeiten der Gesellschaft 
durch die Käufer ermäßigt hätten, wäre dieser Sachver­
halt geeignet gewesen, dem Berufungsgericht eine von 
den getroffenen Feststellungen abweichende Einschätzung 
der wirtschaftlichen Lage der Gesellschaft nahezulegen.

Soweit das Berufungsgericht aus dem prozessualen 
Verhalten des Klägers im einstweiligen Anordnungs­
verfahren des Eheprozesses schließt, der Kläger ha­
be seine Darlehensforderungen als gegenüber dem Un­
ternehmen nicht durchsetzbar erachtet, legt es sei­
nem damaligen Vorbringen eine Bedeutung bei, die ihm 
schon nach dem Zweck des in jenem Verfahren gestell­
ten Antrages, von der Beklagten zu 2) Unterhaltslei­
stungen zu erhalten, nicht zukommt und ihm daher oh­
ne Ausübung des richterlichen Fragerechts nioht ohne 
weiteres unterstellt werden durfte. Der Kläger hatte 
lediglich vorgetragen, keine Mittel zu besitzen, um 
sich selbst zu unterhalten. Diese Behauptung konnte 
auch dann zutreffen, wenn der Kläger davon ausging, 
gegen die Gesellschaft erhebliche Ansprüche zu haben 
und sie auch verwirklichen zu können. Für die dort 
erhebliche Frage der Bedürftigkeit kam es allein dar­
auf an, ob er eigene Einkünfte hatte oder über aus­
reichendes Barvermögen verfügte. Die hier streitigen 
Ansprüche hatten im Unterhaltsverfahren schon deshalb 
außer Betracht zu bleiben, weil die Gesellschaft bis
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dahin keine Bereitschaft gezeigt hatte9diese Verbind­
lichkeiten zu erfüllen, obwohl der Kläger nach sei­
nem unbestrittenen Vortrag im Vorprozeß bereits am 21* 
Oktober I960 die angeblich gegebenen Darlehen gekün­
digt hatte. Konnte hiernach der Kläger nicht voraus­
sehen, daß das Berufungsgericht sein damaliges Vor­
bringen in der geschehenen Weise würdigen werde, so 
stellt auoh diese Verwertung seines Vorbringens ohne 
vorherige Ausübung des richterlichen Fragerechts ei­
nen Verstoß gegen § 139 ZPO dar.

b) Die Revision greift auch insoweit durch, als 
sie rügt, daß das Berufungsgericht bei der Prüfung, 
ob der Vergleich etwaige Darlehensansprüche des Klä­
gers gegen die Beklagte zu 2) endgültig geregelt 
hat, wesentliche Tatsachen nicht berücksichtigt ha­
be (§ 286 ZPO).

Nach Auffassung des Berufungsgerichts hat sioh 
der Kläger nach dem Sinn und Zweck des Vergleichs 
mit der Hälfte dessen begnügen wollen, was bei ei­
nem Verkauf des Unternehmens als Erlös übrig blei­
ben werde. Diese Würdigung unterstellt dem Kläger 
den Willen, sich wegen seiner geltend gemachten An­
sprüche mit einem Betrag abfinden zu lassen, des­
sen Bestimmung allein der Beklagten zu 2) und noch 
unbekannten Dritten überlassen war und auf dessen 
Festsetzung er keinen Einfluß hatte. Gerade wenn der 
Kläger - was das Berufungsgericht annimmt - davon 
ausging, seine Forderungen gegenüber dem Unternehmen 
nicht durchsetzen zu können, mußte es ihm sein Eigen-
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interesse gebieten, auf einer Regelung zu bestehen, 
die ihm im Falle des Verkaufs des Unternehmens den vol­
len Zugriff auf den Erlös in der Hand der Beklagten 
zu 2) als der persönlich haftenden Gesellschafterin 
dieses Unternehmens sicherte* Die Absicht, diese An­
sprüche ungeschmälert zu verfolgen, hatte er bereits 
im Oktober I960 durch die ausgesprochene Kündigung 
der Darlehen unterstrichen* Der Gedanke der mangeln­
den Durchsetzbarkeit dieser Ansprüche aus Gründen der 
wirtschaftlichen Lage des Unternehmens konnte für den 
Kläger für sich allein keinen vernünftigen Grund ab­
geben, sich selbst dann mit der Hälfte des erzielten 
Reinerlöses zu begnügen, wenn die Beklagte über die 
Mittel verfügen würde, seine Ansprüche wenigstens teil­
weise zu befriedigen. Dies gilt auch dann, wenn die 
Vergleichsparteien davon ausgegangen sein sollten,der 
Erwerber des Unternehmens werde die gegenüber dem Klä­
ger bestehenden Verbindlichkeiten übernehmen* In die­
sem Fall wäre der Reinerlös entsprechend niedriger 
ausgefallen, ohne dafi dies aber den Kläger rechtlich 
gehindert hätte, sich wegen seiner Ansprüche an die 
Beklagte zu 2) als frühere persönlich haftende Gesell­
schafterin zu halten (§§ 161 Abs* 2, 128 HGB)*

Die Erwägungen des Berufungsgerichts, es habe 
als angemessen erscheinen müssen, daß Ehegatten bei 
der Auflösung der Ehe die durch den Hiedergang ih­
res Unternehmens erlittene Einbuße in gleicher Weise 
tragen, gibt gleichfalls keinen tragfähigen Hinweis 
dafür, daß der Kläger den Willen hatte, seine Ansprüche



auf die Hälfte dessen zu beschränken9 was bei einett 
Verkauf des Unternehmens positiv erlöst werden kannte

Bas Berufungsgericht hat weiter nicht beachtet, 
daß das Verhalten des Klägers und der Beklagten zu 
2) nach Abschluß des Vergleichs Aufschluß über das 
von ihnen mit dem Vergleich Gewollte geben kann (vgl. 
Falandt/Banokelmann, BGB, 30. Aufl. § 133 Ana« 3)«
Hier kann vor allen das Verhalten der Beklagten zu 2) 
gegen die Annahme sprechen, sie sei davon ausgegan­
gen, sich mit dem Abschluß des Vergleichs für den 
Fall des Verkaufs des Unternehmens ihrer gesellsohafts- 
reohtlichen Haftung entledigt zu haben« Ber von ihr 
mit dem Beklagten zu 1) geschlossene Vertrag enthält 
u«a« ihre Verpflichtung, den Beklagten zu 1) von al­
len etwaigen Ansprüchen freizustellen, die der Klä­
ger gegen die Gesellschaft geltend mache« Bies weist 
darauf hin, daß die Beklagte zu 2) in der Vorstellung 
handelte, der Kläger könne möglicherweise - auch nach 
Abschluß des Vergleichs - noch Barlehensansprüohe ge­
gen die Gesellschaft haben« Reohtlioh 1st es zwar 
möglich, daß der Gläubiger einer Kottttanditgesellsohaft 
den persönlloh haftenden Gesellschafter aus der Haf­
tung nach $ 128 HGB entläßt, ohne sloh seiner Forde­
rung gegen die Gesellschaft selbst begeben zu wollen 
(vgl« RG JW 1928, 2612)« Gegen die Annahme, daß der 
Vergleich diesen Inhalt haben könnte, spricht indes­
sen die Ihteressenlage, wie sie sloh für die Beklagte 
zu 2) im Zeitpunkt des mit dem Beklagten zu 1) ge­
schlossenen Vertrages darstellen mußte« Hummer 2 des
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Vergleichs vom 28. März 1961 knüpft an den "Reinerlös" 
an, d.h. an einen nach Abzug der bestehenden Gesell­
schaft sschulden erzielbaren Erlös. Wenn die Beklagte 
zu 2) der Meinung sein durfte, den Kläger wegen sei­
ner Forderungen*mit der Hälfte des zu erzielenden 
Reinerlöses abfinden zu können, hätte es schwerlich 
ihrem Interesse entsprochen, eine Erhöhung des Kauf­
preises dadurch herbeizuführen, daß sie im Innenver­
hältnis zum Käufer des Unternehmens alle etwaigen Ver­
bindlichkeiten der Gesellschaft gegenüber dem Kläger 
übernahm. Mit einem solchen Schritt hätte sie allein 
das Interesse des Klägers gefördert, einen zahlen­
mäßig größeren Anteil am Untemehmenswert zu erhal­
ten, während sie sich ihrerseits ohne erkennbaren Aus­
gleich einem Britten gegenüber mit einer Verbindlich­
keit belastet hätte, deren sie sich - im Verhältnis 
zum bisherigen Gläubiger - gerade entledigt hatte.

Auch ihr Verhalten im Vorprozeß läßt nicht dar­
auf schließen, daß sie dem im Eheverfähren geschlos­
senen Vergleich mit dem erkennbaren Willen beigetre­
ten ist, den Kläger wegen seiner geltend gemachten 
Barlehensansprüche auf die Hälfte eines bei dem Ver­
kauf des Unternehmens zu erzielenden Reinerlöses zu 
beschränken. Sie hat in jenem Verfahren dem Vergleich 
offenbar keine vorgreifliche Wirkung beigemessen, 
sondern im Gegenteil erkennen lassen, daß ihre Bereit­
schaft, dem Kläger die Hälfte des Verkaufserlöses aus­
zuhändigen, nur ihrer Vorstellung entsprochen hatte, 
die in den Betrieb geflossenen Gelder gehörten "genauso
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gut ihr wie dem Kläger". Baß der Kläger sich mit dem 
Abschluß dieser Vereinbarung aller weitergehenden An­
sprüche begeben habe, ist von ihr in jenem Verfahren 
nicht behauptet worden, obwohl ein etwa dahin gehen­
der Wille der Vergleichsparteien auch einem juristisch 
nicht geschulten Vertragspartner bekannt sein mußte.
Im übrigen fällt auf, daß die Beklagte zu 2) mit der 
Behauptung, der Vergleich habe auch die hier streiti­
gen Ansprüche erfaßt, im Yorliegenden Verfahren erst 
hervorgetreten ist, nachdem der Beklagte zu 1) in er­
ster Instanz in mehreren Sohriftsätzen diese Frage 
aufgeworfen hatte, und zwar zunächst auch nur mit dem 
Hinweis, der Vergleich habe sich lediglich auf - be­
strittene - Einlagen des Klägers aus der Zeit bezogen, 
in der er Inhaber des Betriebes war. Erst später hat 
sie sieh den Standpunkt des Beklagten zu 1) zu eigen 
gemacht, daß der Vergleich alle etwaigen Ansprüche des 
Klägers gegen die Kommanditgesellschaft erfaßt habe, 
ohne für diese Auffassung freilich eine substantiierte 
Schilderung der Vorgesohiohte dieses Vergleichs und 
der hierüber geführten mündlichen Aussprache vor dem 
Landgerioht zu geben, wie dies von einem Vertragspart­
ner erwartet werden dürfte. Dieses von der Beklagten 
zu 2) nach Vertragsschluß gezeigte Verhalten im Rechts­
streit und die gegenüber dem Beklagten zu 1) eingegan­
gene Freistellungsverpfliohtung können aussagekräftige 
Indizien dafür sein, welchen Inhalt die Beklagte zu 
2) selbst dem Vergleich zugesohrieben hat, bevor sie 
sich aus prozeßtaktischen Gründen entschlossen haben 
mag, sich voll dem Standpunkt des Beklagten zu 1) an- 
zusohließen.
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Ob im übrigen die Rüge der Revision berechtigt 
ist, das Berufungsgericht habe es unterlassen, Nr. 2 
Satz 2 des Vergleichs, der dem Kläger "im übrigen die 
vermögensrechtlichen Auseinandersetzungsansprüche" 
vorbehält, "überhaupt" auszulegen und hieraus Schlüs­
se im Sinne des gegnerischen Vorbringens zu ziehen, 
kann dahinstehen, da bereits die aufgezeigten Verstö­
ße gegen § 139 und § 286 ZPO die tatrichterliche Wür­
digung des Inhalts des Vergleichs, soweit Ansprüche 
des Klägers gegen die Beklagte zu 2) als Gesellschaf­
terin in Frage stehen, als nicht haltbar erscheinen 
lassen.

3. Das Berufungsgericht nimmt weiter an, daß der 
Vergleich auch alle Ansprüche des Klägers gegen die 
Kommanditgesellschaft erledigt habe. Auch hiergegen 
wendet sich die Revision mit Erfolg.

Die dahin gehende Auslegung des Vergleichs ist 
schon deshalb nicht haltbar, weil das Berufungsge­
richt hierfür voraussetzt, daß der Kläger sich sei­
ner Ansprüche gegen die Beklagte zu 2) in ihrer Ei­
genschaft als persönlich haftende Gesellschafterin 
begeben habe. Soweit es im übrigen erwägt, es hätte 
sich kein Käufer für das Unternehmen finden lassen, 
wenn der Kläger seine Darlehensansprüche hätte auf­
recht erhalten wollen, legt es zum Nachteil des Klä­
gers einen Sachverhalt zugrunde, der ohne vorheri­
gen richterlichen Hinweis auf die Erheblichkeit die­
ses Fragenkreises nicht verwertet werden durfte

i
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(§ 139 ZPO, vgl. oben 12). Hierbei ist auch Überse­
hen, daß der Kläger seine angeblich gegebenen Darle­
hen am 21. Oktober 1960 gekündigt und - wie seinem 
unbestrittenen Vorbringen im ersten Rechtszug zu ent­
nehmen ist - im November und Dezember I960 seine An­
sprüche unter Übersendung von Belegen nachdrücklich 
geltend gemacht hatte. Das Berufungsgericht führt kei­
ne beweiskräftigen Umstände an, welche die Annahme 
rechtfertigen könnten, der Kläger habe diesen Willen 
zur vollen Durchsetzung seiner Ansprüche im März 1961 
auf gegeben. Es verwertet in diesem Zusammenhang aller­
dings die Behauptung des Klägers, er habe das Schuld­
anerkenntnis vom 28. Dezember 1936 so wenig sorgfäl­
tig aufbewahrt, daß er es erst vor kurzem und rein zu­
fällig wieder entdeckt habe« Die daran geknüpfte Fest­
stellung, dieses Verhalten des Klägers zeige, daß er 
selbst davon ausgegangen sei, mit dem Abschluß des 
Vergleichs seine Forderungen sowohl gegen die Beklag­
te zu 2) als auch gegen das Unternehmen endgültig ge­
regelt zu hab^n, ist nicht haltbar. Die angeblich man­
gelnde Sorgfalt des Klägers in der Aufbewahrung die­
ser Urkunde reicht in eine Zeit, in welcher der Klä­
ger nicht voraussehen konnte, daß es im späteren Ehe­
prozeß zu einer Regelung über den Verkaufserlös des 
Unternehmens kommen werde« Dieses Verhalten kann da­
her nicht geeignet sein, Aufschluß über den reohtsge- 
schäftlichen Willen des Klägers bei dem Vergleichs­
schluß zu geben.

Im übrigen ist zu bedenken: Der. Gläubiger einer 
Kommanditgesellschaft kann einen persönlich haftenden 
Gesellschafter aus der Gesamthaft entlassen,ohne sich
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zugleich auch seiner Forderung gegen die Gesellschaft 
zu begeben. Ein - auch im Wege des Vergleichs herbei­
zuführender - Schulderlaß zwischen Gläubiger und Ge­
sellschafter wirkt sich auf die Verbindlichkeit der 
Gesellschaft nur aus, wenn die Vertragsschließenden 
die Schuld als solche, nicht nur die Haftung des ein­
zelnen Gesellschafters aufheben wollen (vgl. § 423 
BGB; RG JW 1928, 2612; Weipert in HGB-RGRK, 2. Auf lä­
ge, § 128 Anm. 17; Flechtheim in Düringer/Hachenburg, 
HGB, 3* Auflage, § 128 Anm. 12). Für die Annahme, die 
Vergleichsparteien hätten auch die Darlehensschuld 
der Gesellschaft aufheben wollen, liefert der Wort­
laut der in Nr. 2 des Vergleiches niedergelegten Er­
klärung keinen Anhalt. Auch die Protokollierung des 
Vergleichs im Eheprozeß macht es wenig wahrscheinlich, 
daß die Parteien eine die Gesellschaft betreffende 
Frage regeln wollten. Es bedarf danach der Darlegung 
und notfalls des Beweises besonderer Umstände,aus de­
nen es sich ergeben könnte, daß die Vergleichspartei­
en über die Regelung ihrer persönlichen Angelegenhei­
ten hinaus auch einen Erlaß der Gesellschaftsschuld 
angestrebt haben. Derartige Tatsachen haben die Be­
klagten bisher nicht vorgetragen oder unter Beweis ge­
stellt.

II.

Da das Berufungsgericht die Abweisung der Klage 
im Umfang der von dem Schuldanerkenntnis erfaßten Be­
träge allein auf den zwischen dem Kläger und der Be­
klagten zu 2) im Eheprozeß geschlossenen Vergleich 
gründet, kann das Urteil mit dieser Begründung nicht 
aufrecht erhalten werden.
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Die Abweisung der gegenüber dem Beklagten zu 1) 
gesondert geltend gemachten Darlehensansprüche stellt 
sich auch nicht (teilweise) aus anderen Gründen als 
richtig dar (§ 563 ZPO). Insoweit könnte allerdings 
die im Vorprozeß 8 0 123/62 LG Berlin zwischen dem 
Kläger und der Kommanditgesellschaft vom Landgericht 
ausgesprochene Klagabweisung einer erneuten Klage ent­
gegenstehen (vgl. BGHZ 34, 337, 339; 36, 365, 367).
Der Beklagte zu 1) ist durch die in entsprechender An­
wendung von §142 HGB (iVm § 161 Abs. 2 HGB) mögliche 
rechtsgeschäftliche Übernahme des Gesellschaftsunter- 
nehmens mit Aktiven und Passiven Gesamtrechtsnachfol­
ger der Kommanditgesellschaft geworden. Rechtsverhält­
nisse, in denen die nunmehr aufgelöste Kommanditge­
sellschaft zu Dritten stand, bestehen fortan in sei­
ner Person fort (BGHZ 48, 203, 206; 50, 232, 237). Da 
er nach Eintritt der Rechtshängigkeit der Klage im 
Vorprozeß Rechtsnachfolger der Kommanditgesellschaft 
geworden ist, wirkt das dort zugunsten der Kommandit­
gesellschaft ergangene Urteil des Landgerichts an sich 
auch zu seinen Gunsten (§ 325 Abs. 1 ZPO).

Nach dem Inhalt des im Vorprozeß ergangenen 
Berufungsurteils kann indessen nicht davon ausgegan­
gen werden, daß die vom Landgericht ausgesprochene 
Klageabweisung in materielle Rechtskraft erwachsen 
ist. Das Berufungsgericht hat die im zweiten Rechts­
zug insoweit nur noch gegen den jetzigen Beklagten 
zu 1) gerichtete Teilklage als unzulässig abgewiesen. 
Es hat hierbei verkannt, daß mit dem Erlöschen der 
Kommanditgesellschaft ohne Liquidation (§§ 142, 16i 
Abs. 2 HGB) eine Rechtsnachfolge der in § 239 ZPO
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geregelten Art eingetreten war, die einen Parteiwech­
sel kraft Gesetzes zur Folge hatte (vgl. Rosenberg/ 
Schwab, Zivilprozeßrecht, 10. Auflage, § 127 I 1).
Oie gegen den Rechtsvorgänger gerichtete Klage war 
daher gegen den Rechtsnachfolger im selben Verfahren 
fortzusetzen; die erloschene Kommanditgesellschaft 
war aus dem Prozeß ausgeschieden, ohne daß es einer 
Rücknahme der gegen sie erhobenen Klage bedurfte (vgl. 
Kisch, Parteibeitritt in der Berufungsinstanz, in: 
Festgabe für Richard Schmidt (1932), S. 193 f, 300; 
ders«, Parteiänderung im Zivilprozeß (1912), S. 65, 
66). Indem das Berufungsgericht die gegen den Rechts­
nachfolger fortgeführte Klage aus verfahrensrechtli­
chen Gründen abgewiesen hat, hat es die Sachentschei­
dung der Vorinstanz durch ein Prozeßurteil ersetzt, 
so daß die Abweisung der gegen die Kommanditgesell­
schaft erhobenen Klage nicht mehr der materiellen 
Rechtskraft zugänglich war.
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III.

Das Berufungsurteil ist daher in den Grenzen der 
in der Revisionsinstanz beschränkten Anträge aufzuhe­
ben. Im Umfang der Aufhebung ist die Sache an das Be­
rufungsgericht zurückzuverweisen. Da die Kostenver­
teilung vom endgültigen Ausgang des Rechtsstreits ab­
hängt , ist dem Berufungsgericht auch die Entscheidung 
über die Kosten des Revisionsverfahrens zu übertragen.

Meyer Dr. Kreft Dr. Hußla

Gähtgens Dr. Krohn
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